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Das Hochrangige Politische Forum für Nach-
haltige Entwicklung (High-level Political Forum on 
Sustainable Development – HLPF) der UN, das 2019 
in New York über die Fortschritte bei der Umsetzung 
der Ziele für nachhaltige Entwicklung (Sustainable 
Development Goals – SDGs) berät, bietet für diese 
Frage eine besondere Chance. Im HLPF wirkt die UN 
als Hüterin des SDG-Prozesses mit Nationalstaaten, 
zivilgesellschaftlichen Akteuren, Wirtschaft und 
Wissenschaft zusammen. Aus Sicht des WBGU sollte 
das HLPF an politischer Gestaltungskraft gewinnen, 
um die Chancen, dass die SDGs tatsächlich bis 2030 
erreicht werden, zu erhöhen. 

Wie der Brundtland-Bericht 1987 die nachhaltige 
Entwicklung als neue Handlungs- und Zielperspektive 
vorgestellt hat, thematisiert das WBGU-Gutachten 
„Unsere gemeinsame digitale Zukunft“ (2019) den 
digitalen Wandel, seine Kerncharakteristika und 
seine positiven wie negativen Wirkungen auf die 
Nachhaltigkeitstransformation. Es gilt, die disruptive 
Kraft der Digitalisierung für die Nachhaltigkeitstrans-
formation einzusetzen. Zugleich müssen unsere Ge-
sellschaften lernen, nicht nachhaltige Wirkungen 
der Digitalisierung einzuhegen. So können welt-
weit digitalisierte Nachhaltigkeitsgesellschaften 
entstehen. 

Aus Sicht des WBGU sollte das digitale Momentum 
– im Sinne entscheidender Impulse für erfolgreichen 
Wandel – so genutzt und gestaltet werden, dass die 

Erreichung der SDGs sowie der Ziele des Überein-
kommens von Paris unterstützt werden. Dafür sollte 
auch die Digitalisierung selbst auf nachhaltige Weise 
gestaltet werden, so dass etwa Ressourceneffizienz 
und Kreislaufführung als Gestaltungsprinzipien 
digitaler Lösungen weltweit etabliert werden und 
der Ausbau digitaler Gemeingüter sowie öffentlich-
rechtlicher Informations- und Kommunikationsinfra-
strukturen vorangetrieben wird. Zudem sollte das 
Thema „Nachhaltigkeit im Digitalen Zeitalter“ in 
der UN mit Priorität angegangen werden – bis 2030 
und darüber hinaus. Der WBGU unterstützt daher 
die Anstrengungen des High-level Panel on Digital 
Cooperation der UN, digitalen Wandel und die Um-
setzung der SDGs systematisch zu verknüpfen. 

Beim HLPF 2019 stehen sechs SDGs im Fokus. 
Exemplarisch wird im Politikpapier für diese SDGs 
analysiert, wie Digitalisierung für menschen-
zentrierte, ökologie- und wirtschaftszentrierte sowie 
governance-zentrierte Innovationen genutzt werden 
kann. Vor diesem Hintergrund schlägt der WBGU vier 
zentrale Impulse vor, um die Digitalisierung für das 
HLPF und die globale Transformation zur Nachhaltig-
keit fruchtbar zu machen: 
1.	 Welt(umwelt)bewusstsein entwickeln und mit 

Zukunftsbildung vermitteln: Einem humanistischen 
Verständnis folgend gilt es, Wissenschafts- und 
Bildungssysteme konsequent darauf auszurichten, 
dass Menschen proaktive Akteure sowohl des 

Zusammenfassung

Das Hochrangige Politische Forum für Nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen 
ist die entscheidende UN-Plattform zur Koordinierung der globalen Nachhaltigkeitspolitik 
und ein wichtiger Adressat für den Umgang mit den Potenzialen und Risiken des digitalen 
Wandels für die Erreichung der UN-Nachhaltigkeitsziele. Digitalisierung verändert die 
Möglichkeitsräume zukünftiger zivilisatorischer Entwicklung fundamental. Gleichzeitig 
erfordert die Umsetzung der Agenda 2030 mit ihren 17 Zielen für nachhaltige Entwicklung 
eine grundlegende Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft. Beide Herausforde-
rungen können nur mit engagiertem globalen Denken und Handeln bewältigt werden. Was 
läge also näher, als das Momentum der Digitalisierung zu nutzen, um die Transformation 
zur Nachhaltigkeit voranzubringen und entscheidende Impulse für die Erreichung der 
nationalen wie globalen Nachhaltigkeitsziele zu setzen?
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digitalen Wandels als auch der Nachhaltigkeits-
transformation werden können. Dafür müssen 
ihnen entsprechende Wissensbestände zugäng-
lich sein, und sie benötigen die entsprechenden 
Kompetenzen und Lernumfelder, wie sie in der 
Bildung für Nachhaltige Entwicklung (BNE) und 
unter dem Stichwort „21st Century Skills“ vor-
geschlagen werden. Dabei sollten offene Daten 
mit Nachhaltigkeitsbezug (Open Sustainability 
Data), online verfügbare Materialien sowie Lern-
umfelder für das virtuelle Erleben von Umwelt 
und Ökosystemen umfassend genutzt werden. 
Der WBGU empfiehlt dazu: 

>> die systematische Zusammenführung der An-
sätze zur digitalen Bildung mit denen der BNE 
und Global Citizen Education in eine integrierte 
Programmatik für Zukunftsbildung und trans-
formatives Lernen; 

>> die weitere Öffnung von UN-Prozessen für 
transnational vernetzte bürgerwissenschaft-
liche Projekte (Citizen Science), um Umwelt
bewusstseinsbildung und Grundlagen einer glo-
balen Kooperationskultur zu stärken; 

>> die Schaffung einer „International Informa-
tion Union“, die bisherige datenbezogene UN-
Initiativen bündelt und nachhaltigkeitsbezo-
gene Daten verantwortlich erfasst, aufbereitet 
und mittels geeigneter Infrastrukturen sinnvoll 
bereitstellt.

2.	 Digital gestützte Kreislaufwirtschaft weltweit 
etablieren: Der WBGU betrachtet den zügigen 
Übergang von linearen und ressourcenintensiven 
Wertschöpfungsketten hin zu einer möglichst 
vollständigen Kreislaufwirtschaft als zentralen 
Baustein der Transformation zur Nachhaltigkeit. 
Digitale Datenerfassung und -verarbeitung bieten 
große Potenziale für die ressourcenschonende 
Prozessoptimierung und Produktgestaltung. Um 
diese Potenziale zu heben, sollten fehlende oder 
falsche politische Rahmensetzungen oder öko-
nomische Anreize korrigiert sowie bestehende 
Informations- und Steuerungsdefizite mit digitalen 
Instrumenten überwunden werden. Der WBGU 
empfiehlt dazu: 

>> die weltweite Etablierung von Prozessen und 
Infrastrukturen für eine Erfassung von Emis-
sions- und Ressourcenfußabdrücken in allen 
Wirtschaftszweigen über die gesamte Wert-
schöpfungskette hinweg;

>> die Verstärkung internationaler Anstrengungen 
zur Umsetzung der 3R-Strategie „reduce, reuse, 
recyle“. Dabei steht die Abfallvermeidung vor 
der Wiederverwendung und vor dem Recycling.

3.	 Nachhaltigkeits-Governance modernisieren: Mittels 

digital gestützter Governance lassen sich mehr 
Transparenz, Beteiligung, weltweite Vernetzung 
und Kohärenz in der inter- und transnationalen 
Nachhaltigkeitspolitik erzielen. Zudem können so 
Wissensbasis und Prozessqualitäten verbessert 
werden, um dem wachsenden Handlungs- und 
Rechtfertigungsdruck zu begegnen, dem sich viele 
Nationalstaaten ausgesetzt sehen. Der WBGU 
empfiehlt dazu: 

>> die Arbeits- und Strategiebildungsprozesse 
innerhalb der UN um Digitalisierungsinstru-
mente zu ergänzen sowie einen Mechanismus 
zur Sicherung der Zusammenarbeit zwischen 
UN-Agenturen und systemweiter Koordination 
einzurichten („UN Digitalization“);

>> die Aushandlung einer „UN-Rahmenkonven-
tion für digitale Nachhaltigkeit und nachhaltige 
Digitalisierung“ als internationale Rahmung für 
die Nachhaltigkeitstransformation im Digitalen 
Zeitalter;

>> den Aufbau einer weltweit abgestimmten digi-
talen SDG-Indikatorik durch die UN, um Aktua-
lität, Vergleichbarkeit und Überprüfbarkeit von 
SDG-Berichten sowie die Begleitung des HLPF 
seitens der Zivilgesellschaft und Wissenschaft 
zu verbessern.

4.	 Nachhaltigkeit im Digitalen Zeitalter über 2030 
hinaus konzipieren: Viele SDGs werden auch über 
das Jahr 2030 hinaus relevant bleiben. Daher muss 
die Nachhaltigkeitsagenda im Kontext des digitalen 
Wandels neu und langfristig gedacht sowie weiter-
entwickelt werden. Die UN sollte sich rechtzeitig 
auf diese zukünftigen Herausforderungen vor-
bereiten. Es geht um Perspektiven einer umfassend 
vernetzten Weltgesellschaft, die auf globaler 
Solidarität, gestärkten Demokratien und massiv 
reduzierten Ungleichheiten aufbaut. Der WBGU 
empfiehlt dazu: 

>> für das Jahr 2022 – also 30 Jahre nach dem Erd-
gipfel von Rio – einen UN-Gipfel zu „Nachhal-
tigkeit im Digitalen Zeitalter“ einzuberufen, um 
erste Weichen zur Fortschreibung der Nachhal-
tigkeitsagenda über 2030 hinaus zu stellen;

>> auf diesem Gipfel eine Charta der internationa-
len Staatengemeinschaft „Unsere gemeinsame 
digitale Zukunft“ zu verabschieden, mit Prinzi-
pien und Leitplanken für die digitalisierte Nach-
haltigkeitsgesellschaft. Diese Initiative kann in-
haltlich mit der Empfehlung des UN High-level 
Panel on Digital Cooperation (2019) verbunden 
werden, 2020 ein Global Commitment for Digital 
Cooperation zu lancieren. Der WBGU hat einen 
Entwurf für eine solche Charta entwickelt, der als 
Ausgangspunkt dienen könnte (Kasten 2). 
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Derzeit bestehen sowohl die Chance als auch die Not-
wendigkeit, die Digitalisierung so zu gestalten, dass sie 
die Transformation zur Nachhaltigkeit unterstützt und 
mit ihr verzahnt wird. Dieses Politikpapier bezieht sich 
z.  T. wortgleich auf das Gutachten „Unsere gemeinsame 
digitale Zukunft“, in dem sich der WBGU mit dieser Ver-
knüpfung intensiv auseinandersetzt (WBGU, 2019). Der 
WBGU versteht Digitalisierung umfassend als die Ent-
wicklung und Anwendung digitaler sowie digitalisierter 
Technologien, die sich mit anderen Technologien und 
Methoden verbinden und diese erweitern. Sie ent-
faltet eine wachsende transformative Kraft und hat 
eine disruptive Wirkung auf alle wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Systeme. Der WBGU hat fünf 
wesentliche Charakteristika des Digitalen Zeitalters 
identifiziert (WBGU, 2019): (1) die allumfassende Ver-
netzung von Dingen, Systemen, Prozessen, Personen 
und Organisationen, (2) die zunehmenden kognitiven 
Fähigkeiten digitaler Technik, (3) die wachsende Auto-
nomie digitalisierter Systeme wie Roboter, Fahrzeuge 
oder institutioneller Entscheidungssysteme, (4) die Ver-
breitung virtueller Räume und virtualisierter technischer 
Angebote und im Ergebnis all dessen eine bislang 
ungekannte (5) Wissensexplosion in vielen Wissens-
bereichen und -disziplinen. 

Keines dieser fünf Kerncharakteristika ist dabei 
fundamental neu. In Kombination mit der enormen 
Entwicklungsgeschwindigkeit digitaler Technik kommt 
es aktuell jedoch zu tiefgreifenden qualitativen und 
strukturellen Veränderungen in Gesellschaft und 
Wirtschaft. Die folgende Analogie zur Industriellen 
Revolution verdeutlicht den fundamentalen Charakter 
dieser Veränderungen: Transformative Innovations-
durchbrüche vereinen häufig positive wie negative 
Effekte und müssen politisch gestaltet werden. Die 
Industrialisierung hat zu grundlegenden Veränderungen 
wirtschaftlicher Produktionsabläufe, der natürlichen 
Umwelt sowie gesellschaftlicher und zwischenmensch-
licher Lebenswelten beigetragen. Sie hat zu ungekanntem 
Wohlstand und breiter Verfügbarkeit von Wissen und 
materiellen Gütern in Teilen der Welt geführt, aber auch 
zu verschärfter Ungleichheit, Ausbeutung, Gesundheits-

schäden und Umweltverschmutzung. Es hat Jahrzehnte 
gedauert, bis Gesellschaften diese Probleme und ihre 
Treiber verstanden und effektiv an ihrer Abmilderung 
gearbeitet haben. Die Industrialisierung wirkt bis heute: 
Die SDGs adressieren eben auch solche Problemlagen 
wie den Klimawandel, die in der Gegenwart längst nicht 
gelöst sind. 

Mit der Digitalisierung vollzieht sich derzeit ein 
weiterer, in seiner Größenordnung und Wucht mit 
der Industriellen Revolution vergleichbarer Umbruch. 
Wiederum sind es in der Hauptsache ökonomische 
Kräfte, die den Prozess formen und vorantreiben. 
Auch im Digitalen Zeitalter manifestieren sich die tief-
greifenden Auswirkungen der Transformation über alle 
Gesellschaftsebenen hinweg. Allerdings sind Gesell-
schaften – nicht zuletzt auch dank der Digitalisierung – 
jetzt in einer weitaus besseren Position, Entwicklungen 
zu verstehen, Zusammenhänge zu analysieren und 
Wissen breit zu teilen. Die digital getriebenen Ver-
änderungen von Produktionsprozessen, Umwelt-
bedingungen und Lebenswelten können damit direkt an 
den SDGs orientiert werden. 

Damit die erzielten Erkenntnisse aber tatsächlich 
zu einer Trendumkehr führen und die Digitalisierung in 
den Dienst der Nachhaltigkeit gestellt wird, müssen ent-
sprechende Rahmenbedingungen geschaffen werden. 
Denn bisher zeigt sich, dass die Digitalisierung selbst 
ressourcen-, energie- und treibhausgasintensiv ist: 
Rechenzentren nutzen enorme Mengen an Energie, 
und viele digitale Geräte und Infrastrukturen basieren 
auf nicht erneuerbaren Ressourcen. Zudem hat sich die 
oft artikulierte Hoffnung, die Digitalisierung könnte 
quasi automatisch in vielen Teilen der Wirtschaft und 
Gesellschaft signifikant zur Entkopplung von Wohl-
standsentwicklung und Ökosystembelastung beitragen, 
nicht bewahrheitet. Stattdessen ist in den vergangenen 
zwei Dekaden der Anteil der Informations- und 
Kommunikationstechnologien (IKT) an der Wirtschaft 
schnell gestiegen. Zugleich hat der Druck auf die lokalen 
und globalen Ökosysteme immer weiter zugenommen. 
In diesem Sinne scheint die Digitalisierung als eine Art 
Brandbeschleuniger für nicht nachhaltiges, lineares 

Einleitung: Was ist das digitale 
Momentum für das High-level 
Political Forum? 
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Wirtschaften zu wirken. Digitale Innovationen und 
Investitionen orientieren sich bislang vor allem an kauf-
kräftigen Bevölkerungsgruppen und zu wenig am Bedarf 
armer und vulnerabler Menschen. Die Beschleunigungs-
gefahr für existierende Problemlagen und der Hand-
lungsbedarf zur Nutzung des digitalen Momentums als 
wichtigem Impuls für erfolgreiche Nachhaltigkeitstrans-
formation bedeuten, dass die Digitalisierung für die UN 
eine wichtige Gestaltungsaufgabe darstellt. 

Im Folgenden werden zunächst unter Rückgriff auf 
das WBGU-Gutachten 2019 in zwei rahmenden Kapiteln 
konzeptionelle Grundlagen sowie exemplarische 
Zugänge zum Verhältnis von digitalem Wandel und 
Nachhaltigkeitstransformation gelegt. Erstens werden 
drei „Dynamiken des Digitalen Zeitalters“ vorgestellt 
die unterschiedliche, aber akute Handlungsbedarfe 
anschaulich machen. Zweitens bedarf transformativer 
Wandel unterschiedlicher Innovationen, die durch 

Digitalisierung angestoßen, unterstützt oder bedroht 
werden können. Hier versammelt Tabelle 1 relevante 
Chancen und Risiken von Digitalisierung für die sechs 
Fokus-SDGs des diesjährigen HLPF. 

Die verbleibenden vier Kapitel widmen sich 
innovativen Impulsen, mit denen das gegenwärtige 
digitale Momentum genutzt und aktiv gestaltet werden 
soll: 
>> Innovationen zur Stärkung eines Welt(umwelt)-

bewusstseins mittels Zukunftsbildung, 
>> Innovationen zur Etablierung einer digital gestützten 

Kreislaufwirtschaft, 
>> Innovationen zur Modernisierung der globalen 

Nachhaltigkeits-Governance innerhalb und jenseits 
des HLPF, 

>> Innovationen zur Gestaltung und Weiterentwicklung 
des Nachhaltigkeitsparadigmas über das Jahr 2030 
hinaus.

6
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Zum konzeptionellen Verständnis der Gestaltungsauf-
gabe schlägt der WBGU drei „Dynamiken des Digitalen 
Zeitalters“ vor (WBGU, 2019; Abb. 1). Die Erste Dynamik 
hat einen unmittelbaren Bezug zur Agenda 2030. Viele 
SDGs – wie z.  B. „Bezahlbare und saubere Energie“ oder 
„Hochwertige Bildung“ – sind mit digitaler Technik 
effizienter und schneller zu erreichen als ohne; digitale 
Technik kann aber auch der Nachhaltigkeit zuwider-
laufende Trends weiter befeuern. Der rasant steigende 
Energieverbrauch digitaler Technik sowie digitaler 
und digitalisierter Infrastrukturen führt zu Umwelt-
problemen oder verschärft diese. Substanzielle, öko-
nomische und politische Teilhabe aller Menschen kann 
durch Unterschiede im Zugang und der Nutzung von 
Informations- und Kommunikationsangeboten (digitale 
Kluft – digital divide) gefährdet werden. 

Parallel dazu laufen bereits die Prozesse der Zweiten 
Dynamik an. Dabei geht es um fundamentale gesellschaft-
liche Veränderungen durch Digitalisierung, weil digitaler 
Wandel immer mehr gesellschaftliche und wirtschaftliche 
Bereiche erfasst und immer weitreichendere Wirkungen 
entfaltet. Wiederum lassen sich positive und negative 
Potenziale sowie entsprechende Gestaltungsheraus-
forderungen identifizieren. Im positiven Fall besteht die 
Hoffnung, dass die Digitalisierung neue Perspektiven 
eröffnet, um eine humanistische Vision für eine ver-
netzte, nachhaltige Weltgesellschaft des Digitalen Zeit-
alters zu entwickeln. In dieser können Voraussetzungen 
menschlichen Zusammenlebens, der menschlichen 
Selbstbestimmung und Würde verbessert sowie die 
Wohlfahrtsentwicklung von Ressourcenverbrauch und 
Naturzerstörung entkoppelt werden. Sie birgt aber auch 
das Risiko, Demokratien auszuhöhlen und Autokratien 
digital unterstützt zu ermächtigen. Sie kann zudem die 
bereits erzielten Nachhaltigkeitserrungenschaften wieder 
zunichte machen und massive Ungleichheiten, Macht-
monopole und Elitenherrschaft sowie Totalüberwachung 
und Freiheitsverlust in Gesellschaften verstetigen oder 
verstärken. Entsprechende Entwicklungen, z.  B. der 
umfassende Einsatz von Scoring-Verfahren zur Ent-
scheidungsunterstützung, -kontrolle und -manipulation 
(z.  B. auf staatlicher Ebene in China) oder die diskutierte 
Fragmentierung und Verflachung öffentlicher digitaler 
Kommunikation, sind sichtbar. Mit öffentlich-rechtlicher 

IKT kann dem begegnet werden. Nach dem Verständ-
nis des WBGU zählt dazu ein öffentlich-rechtlicher 
Teil des Internets inklusive sozialer Plattformen, die 
Daten-, Informations-, Wissens- und Bildungsangebote 
sowie Bürgerdienste öffentlich zugänglich machen und 
dabei grundlegenden Prinzipien wie der Netzneutrali-
tät, Inklusivität oder Barrierefreiheit unterliegen. 
Auch müssen etwa Arbeitnehmerschutz und soziale 
Sicherung im Kontext der Zukunft der Arbeit in digital 
vernetzen Arbeitsmärkten neu definiert und weiter-
entwickelt werden. Nicht zuletzt geht es auch um die 
Weichenstellungen für eine Wirtschaftsweise, die die 
planetarischen Leitplanken des Erdsystems (WBGU, 
2014) angemessen berücksichtigt. Die Digitalisierung 
bietet das Potenzial, Stoff- und Materialkreisläufe zu 
schließen, um so langfristig ökologische Belastungen zu 
vermindern. 

Ebenfalls bereits begonnen hat die Dritte Dynamik, 
in der es grundlegend um Perspektiven mensch-
licher Entwicklung geht: die Zukunft und Identität des 
Menschen selbst, das zukünftige Verhältnis technischer 
und gesellschaftlicher Systeme sowie die Beziehungen 
zwischen der menschlichen Spezies und dem Erdsystem. 
Es stellen sich futuristisch anmutende, aber bereits 
heute zu diskutierende Kernfragen: Welches Verhältnis 
wird der Mensch in der Zukunft zu der im Anthropozän 
fundamental umgestalteten Umwelt entwickeln? Wie 
wird sich der Mensch im Digitalen Zeitalter durch die 
Interaktionen mit Künstlicher Intelligenz (KI) oder 
durch Verschmelzung der physischen mit der virtuellen 
Welt verändern? Welche künstlich intelligenten, 
kognitiv leistungsfähigen Maschinen werden ent-
stehen und welche Aktionsräume werden wir ihnen 
zuweisen? Welche Eigenschaften und Entscheidungs-
kompetenzen wollen wir Maschinen zugestehen? Wie 
können sich Menschen, Gesellschaften, internationale 
Organisationen und Netzwerke diesen grundlegenden 
Fragen zur Zukunft des Homo sapiens stellen und die Ent-
wicklungen bewusst gestalten sowie Fehlentwicklungen 
einhegen? Um Digitalisierungstrends sinnvoll auf Nach-
haltigkeitsziele auszurichten, bedarf es also einer ganz-
heitlichen Betrachtung des Zusammenspiels zwischen 
neuen technologischen Möglichkeiten und bestehenden 
gesellschaftlichen Systemen.

Konzeptionelle Rahmung: Drei 
Dynamiken des Digitalen Zeitalters 
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Abbildung 1
Drei Dynamiken des Digitalen Zeitalters.
Die Grafik zeigt den positiven Fall einer gelungenen Einhegung der Dynamiken durch Zielsetzung und Gestaltung. Alle drei Dyna-
miken laufen bereits heute parallel an, wenn auch mit unterschiedlicher Intensität; es handelt sich also nicht um eine strenge zeit-
liche Abfolge. Jede Dynamik besteht aus unterschiedlich verlaufenden Teilpfaden. Die Bezeichnung der Dynamiken spiegelt die je-
weils erforderlichen Handlungsprioritäten wider.
Die Texte unterhalb der Abbildung geben Stichworte zu den Potenzialen (: obere Reihe) und den Risiken (: untere Reihe) der 
drei Dynamiken.
Quelle: WBGU, 2019; Grafik: Wernerwerke, Berlin
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sozialer Kohäsion

  Entgrenzung von Mensch 
und Maschine

- Missbrauch im Verhältnis 
Mensch/Maschine

- Superintelligenz
- Künstliche Evolution des Menschen



9

Politikpapier Nr. 10 Digitales Momentum Juni 2019 Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung  
Globale Umweltveränderungen

Positiv gesehen kann die Digitalisierung transformativen 
Wandel durch systemische Innovationen und System-
innovationen vereinfachen. Dazu sind ein Verständ-
nis der Problemzusammenhänge, eine ganzheitliche 
Problembeschreibung sowie häufig die Zusammenarbeit 
über institutionelle und sektorale Grenzen hinweg nötig, 
so dass Ressourcen, Kompetenzen und Netzwerke neu 
gebündelt werden können (Eggers und McMillan, 
2013; Abercrombie et al., 2015). Zudem reicht es 
nicht aus, nur einzelne Technologien oder Standards 
zu verändern (Elemente eines Systems), sondern auch 
Ziele, Abläufe und Prozesse müssen neu ausgerichtet 
werden (Architektur eines Systems; OECD, 2015:  6; 
Geels et al., 2015). Dabei sind soziale, kulturelle, öko-
nomische, politische und technologische Veränderungen 
in ihrer gegenseitigen Verstärkung zusammenzudenken 
(Beddoe et al., 2009; OECD, 2015:  7; ähnlich zu sozialen 
Innovationen The Young Foundation, 2012:  18). 

So unterscheiden sich Kreislaufwirtschaft und 
nachhaltige Mobilität, erneuerbare Energieversorgung 
oder regenerative Landwirtschaft sowohl in ihrer Ziel-
setzung als auch in der grundlegenden Konfiguration 
der Systeme von ihren nicht nachhaltigen Vorgängern. 
Für diese radikal ausgerichteten, aber inkrementell 
umgesetzten Innovationsprozesse werden fortlaufendes 
Monitoring und adaptive Governance empfohlen, 
um nichtlineare, sprunghafte oder unerwartete Ver-
änderungen in zunehmend komplexeren gesellschaft-
lichen Zusammenhängen antizipieren und vorbereiten 
zu können (Abercrombie et al., 2015). 

Digitale Schlüsseltechnologien – insbesondere das 
Internet der Dinge, Big Data, KI und Cybersicherheit 
– bieten neue Möglichkeiten für die Erfassung not-
wendiger Daten zur Erarbeitung ganzheitlicher Problem-
verständnisse und für gute Monitoring-, Evaluierungs- 
und Governance-Prozesse. Sie erlauben präzisere 
und modellhaft getestete Planungen, schnelle und 
dezentrale Informationstransfers sowie automatisierte 
Rückkopplungsschleifen. Auch vollständig neue 
technologische Lösungen für Produktionsverfahren 
werden möglich. Insgesamt bieten digitale Technologien 
daher, wenn ihr Einsatz sicher und vertrauenswürdig 
gestaltet wird, große Chancen für die Bearbeitung 

lange bestehender und analysierter Blockaden bei der 
Erreichung von Nachhaltigkeitszielen.

Die Nutzung der Potenziale der Digitalisierung und 
Einhegung ihrer Risiken erfordert ein für die Trans-
formation zur Nachhaltigkeit angemessenes und 
systemisches Innovationsverständnis. Dazu sind auf 
folgenden drei Ebenen Innovationen erforderlich: 
1.	 Menschenzentrierte Innovationen: Eine erneuerte 

Aufklärung, die mittels Digitalisierung Bildungs- 
und Informationsangebote breit zugänglich, kulturell 
differenziert und diskriminierungsfrei (SDG 4 „Hoch-
wertige Bildung“) zu einem weltweiten Gemein-
gut machen kann sowie Ungleichheiten zwischen 
Regionen, Kulturen, Generationen oder Geschlechtern 
reduziert (SDG 10 „Weniger Ungleichheiten“) wird 
greifbar. Ein Welt(umwelt)bewusstsein, d.  h. ein 
Bewusstsein für erdsystembewahrendes Handeln 
und die Entwicklung eines solidarischen Lebensstils, 
wird möglich. 

2.	 Ökologie- und wirtschaftszentrierte Innovationen: 
Eine digital gestützte Kreislaufwirtschaft, die durch 
digitalisierte Koordination, Prozesssteuerung und 
Monitoring neue Optionen für Ressourcenschonung, 
Produktlanglebigkeit, innovative Materialien und 
Produktdesigns, Reparaturfreundlichkeit und 
Recycling entlang des gesamten Produktlebens-
zyklus schafft und Prozesse transparent macht, ist 
ein wichtiger Hebel für nachhaltiges Wirtschaften 
(SDG 8 „Menschenwürdige Arbeit und Wirtschafts-
wachstum“; SDG 13 „Maßnahmen zum Klima-
schutz“). 

3.	 Governance-zentrierte Innovationen: Auf Ver-
antwortung aufbauende inter- und transnationale, 
nationale wie regionale Partnerschaften und 
Institutionen sollen durch digitale Technologien in die 
Lage versetzt werden, Zielsetzungen und Bewertung 
ihres Tuns sowie ihre Entscheidungsfindung trans-
parent und nicht korrumpierbar zu gestalten (SDG 
16 „Frieden, Gerechtigkeit und starke Institutionen“) 
und so ihre Wirkkraft und Akzeptanz stärken (SDG 
17 „Partnerschaften zur Erreichung der Ziele“). Auch 
das HLPF selbst kann mit den Instrumenten der 
Digitalisierung modernisiert werden. 

Digitalisierung als Hebel für 
Innovation in Transformations
prozessen 
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Tabelle 1
Fokus-SDGs beim HLPF 2019. Die Schauplätze beziehen sich auf Kapitel im Hauptgutachten „Unsere gemeinsame 
digitale Zukunft“, WBGU (2019).
Quelle: WBGU

SDG 4
Hochwertige Bildung

Wichtige Optionen & Chancen durch Digitalisierung Wichtige Gefährdungen & Risiken durch Digitalisierung

>> Die breitere Verfügbarkeit und bessere Zugänglich-
keit von digitalisierten Bildungsangeboten ermög-
licht eine finanziell und räumlich unabhängigere Nut-
zung von Bildung für Lernende auch in weniger ent-
wickelten Ländern bzw. Regionen – vorausgesetzt es 
besteht Zugang zu den erforderlichen digitalen Infra-
strukturen. 

>> Digitale Medien eröffnen neue Möglichkeiten der 
partizipativen Mitgestaltung von Lernangeboten und 
-materialien sowie bessere Qualitätssicherung. Auch 
können leichter zielgerichtete Angebote für und mit 
benachteiligten Gruppen erarbeitet werden. 

>> Oft fehlen noch die nötigen Kompetenzen potenziel-
ler Nutzer*innen für den Umgang mit digitalen Bil-
dungsangeboten sowie die nötige Hard- und Soft-
ware-Ausstattung.

>> Bestehende Ungleichheiten und Diskriminierungen 
könnten durch ungleichen Zugang zu digital vermit-
telter Bildung verschärft werden. 

>> Unzureichendes Wissen über die Belastbarkeit digital 
vermittelter Informationen oder die Wirkungen tech-
nologischer Entwicklungen kann zu Fehleinschätzun-
gen führen. 

Schauplatz Zukunftsbildung: Digitalisierung wird bisher bei vielen Bildungsangeboten nicht systematisch 
einbezogen. Dabei können digitale Lösungen einen entscheidenden Unterschied für den Zugang und damit 
die Verfügbarkeit der Angebote sowie für neue Formen der Bildung und der lebensbegleitenden Weiterbildung 
machen. Eine besondere Herausforderung ist die Stärkung der „Zukunftsbildung“ mittels digitaler Instrumente 
und Lösungen. Durch Zukunftsbildung, die Transformations-, Nachhaltigkeits- und Umweltkompetenzen sowie 
Antizipations- und Digitalkompetenzen umfasst, sollen Individuen befähigt werden, sich an der Gestaltung 
der Transformation zur Nachhaltigkeit im Kontext des Digitalen Zeitalters aktiv zu beteiligen. Durch Visualisie-
rung, interaktive Animationen oder Simulationen möglicher Zukünfte könnten beispielsweise Zusammenhänge 
zwischen gesellschaftlichen und natürlichen Prozessen, Potenziale für nachhaltiges Leben und Arbeiten sowie 
solidarische Lebensqualität erfahrbar gemacht und wohlfahrtsorientierte Entwicklungsmodelle in kommenden 
Generationen verankert werden. Eine solide „analoge Basis“ und pädagogische Begleitung bleiben aber zentral, 
ebenso wie die Schulung des mündigen Umgangs mit der digitalen Welt (digital resilience).  
Quelle: WBGU, 2019: Kap. 5.3.4

Die sechs SDGs, die im Rahmen des HLPF 2019 
besondere Beachtung erfahren, sind:
>> SDG 4 „Hochwertige Bildung“,
>> SDG 8 „Menschenwürdige Arbeit und Wirtschafts-

wachstum“,
>> SDG 10 „Weniger Ungleichheiten“,
>> SDG 13 „Maßnahmen zum Klimaschutz“,
>> SDG 16 „Frieden, Gerechtigkeit und starke Institu

tionen“,
>> SDG 17 „Partnerschaften zur Erreichung der Ziele“, 

das in jedem Jahr behandelt wird.
Die Tabelle 1 zeigt exemplarisch für alle sechs dies-
jährigen Fokus-SDGs, wie digitaler Wandel und digitale 
Technologien Systeminnovationen für die Umsetzung 

und Zielerreichung einerseits unterstützen oder erst 
ermöglichen, andererseits aber auch gefährden oder 
gar verhindern können. Zur Illustration werden diese 
Einschätzungen zu Potenzialen und Risiken mit aus-
gewählten konkreten „Schauplätzen des digitalen 
Wandels“ verknüpft, die im WBGU-Gutachten „Unsere 
gemeinsame digitale Zukunft“ das Zusammenspiel von 
Digitalisierung und Nachhaltigkeit veranschaulichen 
und detaillierte Bezüge zu den SDGs bieten (WBGU, 
2019: Kap. 5). Diese Beispiele verdeutlichen nicht nur 
Perspektiven und Herausforderungen der Digitalisierung 
für die notwendige weltweite Transformation zur Nach-
haltigkeit, sondern zeigen auch Möglichkeiten ihrer 
positiven Gestaltung auf.
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SDG 8  
Menschenwürdige Arbeit und Wirtschaftswachstum

Wichtige Optionen & Chancen durch Digitalisierung Wichtige Gefährdungen & Risiken durch Digitalisierung

>> Neue digital gesteuerte Produktionstechnologien, 
Virtualisierung, Monitoring und Informationsbereit-
stellung können die Ressourcen- und Energieeffizienz 
wirtschaftlicher Aktivitäten steigern, qualitatives 
Wachstum stützen und – mittels effektiv organisier-
ter Kreislaufwirtschaft – zur Entkopplung von Res-
sourcenverbrauch, Produktion und Konsum beitra-
gen.

>> Digitale Technologien können weiteres (Produktivi-
täts-)Wachstum anstoßen. Höhere Produktivität und 
Automatisierung können unter den richtigen Rah-
menbedingungen wiederum der Verbreitung men-
schenwürdiger Arbeitsumfelder dienen sowie Räume 
für neue Leitbilder von nachhaltiger Arbeit schaffen. 

>> Neue Zugänge zu (Arbeits-)Märkten, Gütern und 
Dienstleistungen (z. B. Finanzdienstleistungen, Bil-
dung) werden eröffnet, was insbesondere in Entwi-
cklungs- und Schwellenländern die Möglichkeiten 
wirtschaftlicher Teilhabe erweitert. 

>> Ein genaueres Monitoring der Entwicklung von 
Arbeitsmärkten sowie vor allem der Einhaltung sozia-
ler Mindeststandards wird möglich.

>> Die Rationalisierungseffekte technischer Innovatio-
nen (z.  B. Substitution menschlicher Arbeit durch 
Maschinen) drohen das Wirtschaftswachstum von 
Beschäftigung zu entkoppeln, was soziale Kohäsion 
und politische Stabilität gefährdet. 

>> Risiken steigender Ungleichheit bzw. digitaler Spal-
tung bestehen zwischen (1) Entwicklungs- bzw. 
Schwellenländern und Industriestaaten, (2) Regionen 
innerhalb von Staaten, sowie (3) Menschen mit 
unterschiedlichen Qualifikationen, (4) mit verschie-
denen Arbeitseinkommen und sonstigen Einkom-
mensformen, (5) unterschiedlichen Geschlechts und 
(6) unterschiedlichen Alters.

>> Neue (quasi-selbstständige) Arbeitsformen der Digi-
talökonomie unterlaufen Standards im Arbeitsschutz 
und verstärken Gefahren der Ausbeutung und Kont-
rolle von Arbeitnehmer*innen.

>> Die zunehmende Nutzung digitaler Geräte sowie 
gesteigerter Konsum im Kontext von Rebound-Effek-
ten erhöhen den Ressourcenverbrauch, der nur 
schwer vom Wirtschaftswachstum zu entkoppeln ist.

Schauplätze digital gestützte Kreislaufwirtschaft und neue digitale Ökonomie: Digitalisierung ermöglicht 
einen grundlegenden, systemischen Wandel von Produktions- und Arbeitsweisen sowie Konsum, verbunden mit 
Zielen der Kreislaufwirtschaft. Sie verändert nicht nur die Stoffströme in und zwischen Unternehmen (d.  h. den 
industriellen Metabolismus), sondern schafft neben Umweltrisiken (z.  B. Elektroschrott) ebenso Potenziale für 
digital optimierte, ressourceneffizientere Fertigungsprozesse. Dazu können auch neuartige Unternehmens- bzw. 
Wirtschaftsformen beitragen (z.  B. Plattform-Kooperativen, ‚Prosumer‘, Sharing-Ökonomie), die möglicherweise 
den Ressourceneinsatz senken. Allerdings gibt es erst wenige Anwendungsfälle und deshalb wenig Wissen darü-
ber, wie digitale Technologien konkret für die Kreislaufwirtschaft genutzt werden können oder ob sie sogar nega-
tiv wirken. Ferner sind die etablierten Unternehmen der Kreislaufwirtschaft noch schlecht für die Digitalisierung 
aufgestellt, während einige IKT-Start-Ups das Geschäftspotenzial für sich entdecken. Daher sind entsprechende 
Weichenstellungen vorzunehmen, um die digital gestützte Kreislaufwirtschaft im Sinne der Transformation zur 
Nachhaltigkeit zu fördern. Quelle: WBGU, 2019: Kap. 5.2.2 und 5.2.5

SDG 10  
Weniger Ungleichheiten

Wichtige Optionen & Chancen durch Digitalisierung Wichtige Gefährdungen & Risiken durch Digitalisierung

>> Insbesondere für Entwicklungsländer bieten sich 
erweiterte Potenziale des Aufholens von Entwick-
lungsrückständen durch Technologiesprünge (leap
frogging). Außerdem können bestehende Rückstände 
besser erfasst und offengelegt werden.

>> Mobile Endgeräte und Internet-Zugang erhöhen die 
räumliche und zeitliche Flexibilität der Teilhabe an 
digitalen und digitalisierten Angeboten, schaffen 
zudem neue Formen der Erwerbsarbeit (z.  B. über 
Plattformen).

>> Ein allgemeiner Zugang zu digitalen Infrastrukturen 
könnte den gleichwertigeren Zugang zu wichtigen 
Informationen ermöglichen, wie z.  B. für Beschäfti-
gung, Bildung und Gesundheit. 

>> Die digitale Kluft könnte sich verschärfen, z.  B. hin-
sichtlich zunehmender Gender-Ungleichheiten und 
großer Unterschiede der Digitalkompetenzen ver-
schiedener Bevölkerungsteile innerhalb und zwi-
schen Ländern.

>> Die digitalisierte, automatisierte Warenproduktion 
könnte speziell Arbeitsplätze niedriger Qualifikati-
onsniveaus gefährden und so zu wachsenden 
Ungleichheiten beitragen. 

>> Automatisierung kann die Rückverlagerung der 
Beschäftigung von Entwicklungs- zu Industrieländern 
befördern (backshoring) und somit neue räumliche 
Ungleichheiten bei Produktion und Beschäftigung 
schaffen.
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Schauplatz Internationale Arbeitsteilung: Der durch Digitalisierung vorangetriebene Wandel der Muster 
internationaler Arbeitsteilung wird zu einer Neujustierung der Rolle von Entwicklungs- und Schwellenländern 
führen. Auch wenn klare Schlussfolgerungen zu Wirkungen der Digitalisierung auf die internationale Organisati-
on von Wertschöpfungsketten derzeit nur eingeschränkt möglich sind, stehen hohen potenziellen Verlusten von 
Arbeitsplätzen durch digital gestützte Automatisierung und durch Prozesse der Rückverlagerung von Produktion 
von Entwicklungsländern in Industrieländer auch neue Zugänge zu Märkten vor allem durch digitale Plattformen 
gegenüber. Quelle: WBGU, 2019: Kap. 5.3.8

SDG 13  
Maßnahmen zum Klimaschutz

Wichtige Optionen & Chancen durch Digitalisierung Wichtige Gefährdungen & Risiken durch Digitalisierung

>> Digitale Anwendungen bieten in vielen Sektoren 
Potenziale, durch höhere Effizienz zu Emissionsmin-
derungen beizutragen (z.  B. Energie, Landwirtschaft, 
Industrie, Gebäude, Transport).

>> Vernetzte Frühwarnsysteme können die Resilienz 
gegenüber Naturkatastrophen erhöhen sowie Klima
risikomanagement und Wettervorhersagen verbes-
sern.

>> Für die Gewinnung und Bereitstellung von Informati-
onen über künftige Klimaveränderungen können digi-
tale Anwendungen eine zentrale Rolle spielen und 
die Basis für Entscheidungen zu Klimaschutz und 
Anpassungsmaßnahmen (Climate Services) bilden.

>> Die steigende Produktion und Nutzung digitaler 
Geräte geht bei fortgesetzter Nutzung fossiler Ener-
giequellen mit steigenden Treibhausgasemissionen 
einher.

>> Digitale Technologien unterstützen bzw. erleichtern 
die Exploration, Gewinnung und Nutzung fossiler 
Energieträger.

>> Neue digitale Mehrzwecktechnologien können zur 
Steigerung ökonomischer Aktivitäten und somit zu 
erhöhtem Energiebedarf führen, was sich negativ auf 
Emissionen und Klimaschutz auswirkt. 

>> Die steigende Abhängigkeit von IKT kann die Resili-
enz von Infrastrukturen gegenüber klimabedingten 
Katastrophen und Extremereignissen verringern.

Schauplatz Digitalisierung für Klimaschutz und Energiewende: Digitale Lösungen unterstützen die Integra-
tion fluktuierender erneuerbarer Energien in die Energiesysteme und können den Zugang zu moderner Energie 
in netzfernen Regionen erleichtern. Problematisch sind möglicherweise direkt und indirekt durch Digitalisierung 
ausgelöste Steigerungen der Energienachfrage. Auch sollten die Sicherheit der zunehmend komplexen Energiesy-
steme (und anderer digitalisierter kritischer Infrastrukturen) sowie Datenschutz und Datensicherheit von Anfang 
an mitbedacht werden. Quelle: WBGU, 2019: Kap. 5.2.6

SDG 16  
Frieden, Gerechtigkeit und starke Institutionen

Wichtige Optionen & Chancen durch Digitalisierung Wichtige Gefährdungen & Risiken durch Digitalisierung

>> Durch besseren Informationsaustausch und -abgleich 
zwischen Staaten können neben Steuerhinterziehung 
und Geldwäsche auch Umweltdelikte besser entdeckt 
und geahndet werden, was eine gerechtere Beteili-
gung an der Finanzierung öffentlicher Ausgaben 
ermöglicht. In Kombination mit Datenanalysen lassen 
sich z.  B. illegale Finanzflüsse und Waffenhandel bes-
ser aufspüren. 

>> Generell kann Digitalisierung bei Kriminalitätsbe-
kämpfung und Gerechtigkeit zur Aufdeckung von 
Umwelt- und sonstigen Straftaten beitragen, z.  B. 
mittels Monitoring bzw. Tracking. Dies stützt den 
Vollzug des Umweltrechts.

>> Digitalisierung ermöglicht die Stärkung von Instituti-
onen und politischer Teilhabe. So fördern Ansätze 
wie Open Government die Überprüfbarkeit behördli-
cher Entscheidungen durch die Gesellschaft, mehr 
Bürgerbeteiligung und Kontrolle. Datenerfassung 
und -verarbeitung unterstützen Politikkohärenz und 
Good Governance. Außerdem steigert digitales 
Monitoring der Zielerreichung die Rechenschaft von 
Institutionen.

>> Digitale Vernetzung sowie Virtual-Reality-Anwen-
dungen können im zwischenmenschlichen Umgang 
Empathie wecken und stärken.

>> Friedensrisiken wachsen, da Robotik und KI zur Ent-
wicklung autonomer Waffensysteme genutzt werden 
können.

>> Cyberattacken im Sinne von Sabotage bzw. Spionage 
können militärisch eingesetzt werden (Cyberkrieg), 
was speziell hinsichtlich der Angriffe auf kritische In
frastrukturen problematisch ist.

>> In den Bereichen Kriminalitätsbekämpfung und 
Gerechtigkeit sind digitale Technologien auch miss-
bräuchlich einsetzbar. So können Staaten sie gezielt 
zur Totalüberwachung oder Verhaltenskontrolle von 
Bürger*innen nutzen und deren Persönlichkeits- bzw. 
Menschenrechte verletzen (z.  B. durch Scoring-Ver-
fahren). 

>> Digitale Anwendungen schaffen erweiterte Möglich-
keiten zur Manipulation durch Medien (fake news) 
oder Beeinflussung demokratischer Legitimations-
verfahren (z.  B. bei Wahlen) sowie der über digitale 
Kommunikationskanäle organisierten Umwelt
kriminalität. 
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Schauplatz Öffentlich-rechtliche IKT: Informations- und Kommunikationstechnologien haben gesellschaftlich 
stark an Bedeutung gewonnen und beeinflussen zunehmend das Leben der Bürger*innen. Öffentlich-
rechtliche IKT sind eine wichtige Voraussetzung für gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben, 
für die Bereitstellung von und den Zugang zu digitalen Gemeingütern und sind zudem Standortfaktor für 
Innovation, Wettbewerb, Beschäftigung und nachhaltiges Wirtschaftswachstum. Der öffentlichen Hand kommt 
eine Verantwortung für den Betrieb und die Inhalte einer öffentlich-rechtlichen IKT zu, die oftmals in vielen 
Ländern nicht hinreichend wahrgenommen wird. Daher empfiehlt der WBGU die Realisierung einer öffentlich-
rechtlichen IKT. Zu diesen IKT-Infrastrukturen zählt nach dem Verständnis des WBGU ein öffentlich-rechtlicher 
Teil des Internets inklusive sozialer Plattformen, die Daten-, Informations-, Wissens- und Bildungsangebote 
sowie Bürgerdienste öffentlich zugänglich machen und dabei grundlegenden Prinzipien wie der – zunehmend 
gefährdeten – Netzneutralität sowie der Inklusivität oder Barrierefreiheit unterliegen. Die Gewährleistung dieser 
Prinzipien sowie die Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsaspekten – und insbesondere auch ökologischer 
Aspekte beim Auf- und Ausbau der öffentlich-rechtlichen IKT – gehören zu den zentralen Herausforderungen. 
Quelle: WBGU, 2019: Kap. 5.3.5

SDG 17  
Partnerschaften zur Erreichung der Ziele

Wichtige Optionen & Chancen durch Digitalisierung Wichtige Gefährdungen & Risiken durch Digitalisierung

>> Übergreifend unterstützt der durch Digitalisierung 
verbesserte Wissens- und Technologietransfer die 
Umsetzung aller SDGs, z.  B. mit Blick auf Breitband- 
und Informationszugang, globalen Austausch und 
kostengünstigen Zugang zu digitalisierten 
Schriftbeständen. Dabei umfasst der 
Technologietransfer zunehmend auch die 
unbeschränkte Weitergabe von Software und 
Methodenkompetenz.

>> Die Kapazitäten für Datenauswertung und 
Monitoring sowie die konkrete Ausarbeitung 
nationaler Umsetzungspläne können fortlaufend 
ausgebaut werden.

>> Digitalisierung ermöglicht effektive systemische Ver
netzungen, somit bessere Transparenz und 
Koordination auch der Bereiche Finanzierung, 
Verschuldungsmanagement und des regelgeleiteten 
Welthandels.

>> Einzelne oder kumulierte Digitalisierungsfolgen kön-
nen disruptive Wirkung auf den Welthandel, die 
gesamtwirtschaftliche Stabilität oder generell die 
Erreichung systemischer Fragen der SDGs haben.

>> Kooperationen bei Technologietransfer, Datenerhe-
bung und Statistik oder zur Verbreitung von IKT-An-
wendungen können zu (neuen) Abhängigkeitsver-
hältnissen und Privatheitskonflikten führen.

Schauplatz Digitale Gemeingüter: In Anlehnung an die Idee der Gemeingüter im Allgemeinen sind digitale 
Gemeingüter nach dem Verständnis des WBGU digitalisierte Daten-, Informations- und Wissensgüter, die als 
nicht rivale Ressourcen im Gemeininteresse möglichst breit, d. h. öffentlich zugänglich gemacht werden. Beispiele 
sind offene Bildung, freies Wissen und Open Data oder digitalisiertes Natur- und Kulturerbe. Sie sollten technisch 
über öffentlich-rechtliche IKT bereitgestellt werden, sind somit vor Ausschluss, Privatisierung und Unternutzung 
zu schützen. Dazu sind sowohl organisatorische und regulatorische als auch finanzielle Weichenstellungen wie 
Bereitstellungspflichten nötig, um Gemeinwohlorientierung mittels digitaler Gemeingüter auszuprägen.  
Quelle: WBGU, 2019: Kap. 5.3.10
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Das Wohlergehen der Menschen hängt stark von 
ihrem Wissen, ihrer Kreativität, Mündigkeit und 
Kooperationsfähigkeit ab. „Da Kriege im Geist der 
Menschen entstehen, muss auch der Frieden im Geist 
der Menschen verankert werden“ heißt es in der Ver-
fassung der Organisation der Vereinten Nationen für 
Bildung, Wissenschaft und Kultur von 1945 (UNESCO, 
1945). Für eine friedvolle, partizipative und nachhaltige 
Zukunftsgestaltung brauchen Menschen vertrauens-
würdige Informations- und Bildungsangebote, die den 
jeweiligen Herausforderungen entsprechen, denen 
die Gesellschaften gegenüberstehen (WBGU, 2019: 
Kap.  5.3.4). 

Nachhaltige Entwicklung erfordert z.  B. ein 
reflexives Verständnis der Rückkopplungen zwischen 
ökologischen, gesellschaftlichen, ökonomischen und 
sozio-technischen Systemen. Um transformatives 
Handeln zu ermöglichen, müssen zudem die Dis-
krepanzen zwischen Umweltbewusstsein und Umwelt-
handeln in der Alltagspraxis besser verstanden werden. 
Die Anforderungen an eine Bildung für Nachhaltige Ent-
wicklung (BNE) sowie eine Global Citizenship Education 
sind im Kontext der UN-Nachhaltigkeitsagenda zwar 
entwickelt und inzwischen systematisch erfasst worden 
(UNESCO, 2014), ihre Umsetzung ist aber noch immer 
unzureichend (World Future Council, 2019). Parallel 
werden heute Forderungen nach digitaler Kompetenz 
und sozialen Fähigkeiten lauter – oft aus der Wirtschaft 
und mit Referenz auf Herausforderungen künftiger 
Arbeitswelten (Ananiadou und Claro, 2009; WEF, 
2016; World Bank, 2019). Diese haben bereits viele 
Übereinstimmungen mit den in der UNESCO und in 
der Forschung zur BNE geforderten Kompetenzen und 
Fähigkeiten. Empfehlungen zu Technikwissen, der Rolle 
von Mathematik und digitaler Resilienz finden nun lang-
sam Einzug in die BNE (etwa im UNESCO-Programm-
papier „Education for Sustainable Development Beyond 
2019“; UNESCO, 2019), wohingegen Umweltwissen 
und ein Verständnis für Ökosysteme in den Studien zu 
digitalem Lernen aus der Wirtschaft und zur Arbeitswelt 
in der Regel weiterhin fehlen. Aus Sicht des WBGU ist 

die Kombination von BNE und digitaler Bildung wichtige 
Grundlage, um die Menschen zur Umsetzung der SDGs 
zu befähigen.

Die Transformation zur Nachhaltigkeit im Digitalen 
Zeitalter erfordert ein ganzheitliches Wissen für 
alle zentralen Herausforderungen und nicht nur 
Umschulungen für sich verändernde Berufe. Vielmehr 
ist ein breiter Diskurs über die praktische Gestaltung 
der Arbeitsplätze, Unternehmen sowie politischen 
Rahmenbedingungen der Zukunft nötig. Dies erfordert 
verantwortliches Handeln, individuelle und kollektive 
Kreativität und Innovativität (WBGU, 2016:  23,  453) 
sowie Persönlichkeitsentwicklung, Kooperations-
kompetenzen und Mut zum Handeln (UNESCO, 2014; 
Brundiers und Wiek, 2017; Rasfeld und Breidenbach, 
2014). Aufgrund der Standards prägenden Rolle der 
OECD in Bildungskontexten ist dafür z.  B. die Future of 
Education and Skills 2030 Initiative relevant, die sich 
explizit an Unterziel 4.7 der Agenda 2030 orientiert und 
deren Inhalte auch für Bildungsangebote für Erwachsene 
übersetzt und genutzt werden könnten. 

Auch außerhalb von Bildungsinstitutionen kann 
entsprechendes Problembewusstsein entwickelt sowie 
konkretes Handlungswissen vor Ort in Alltagshand-
lungen bereitgestellt werden. Informationen über 
Lieferketten, Umweltkosten in Produkten und Dienst-
leistungen oder Investitionsströme von Banken können 
Konsument*innen bei Kaufentscheidungen online oder 
per QR-Code bereitgestellt werden sowie ihr Bewusst-
sein für ökologisch und sozial nachhaltige Produktion 
und Finanzierung schärfen. Digitale Anwendungen, 
z.  B. Interaktivität, Gaming, virtuelles Naturerleben 
oder transnational vernetzte bürgerwissenschaft-
liche Projekte (Citizen Science) bieten neue Chancen 
zur Umweltbewusstseinsbildung und zum Verständnis 
globaler Zusammenhänge (WBGU, 2019: Kap. 5.3.1). 
Perspektivisch können daraus mehr Bereitschaft zu 
globaler Kooperation und ein starkes Welt(umwelt)- 
bewusstsein erwachsen. 

Fehlender Zugang zu guter Bildung wiederum gilt 
als zentrale Herausforderung der Nachhaltigkeitsagenda 

Welt(umwelt)bewusstsein stärken: 
Zusammenhänge nachweisen und 
mit Zukunftsbildung vermitteln 
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für den Abbau sozialer Ungleichheiten sowie die Gleich-
berechtigung von Mädchen und Frauen. Bildung wirkt 
sich zudem vermindernd auf das Bevölkerungswachstum 
aus. Auch die Relevanz von Bildungsinhalten, die über 
Smartphones für Menschen auf der Flucht zur Verfügung 
gestellt werden, wird zunehmend diskutiert. Online ver-
fügbare Bildungsmaterialien, multimediale Lernformate 
und direkte weltweite Kommunikation bieten gerade in 
ärmeren Ländern und ländlichen Gegenden neue Chancen 
der Wissensvermittlung, oft auch trotz schwacher 
Bildungsinfrastruktur und Mangel an kompetentem 
Lehrpersonal. Die Möglichkeiten virtueller Lernräume 
eröffnen zudem neue Perspektiven für das Verständnis 
von Ökosystemen und globalen Zusammenhängen.

Um inklusive, gerechte und hochwertige Bildung 
(SDG 4) als Element für die Transformation zur Nach-
haltigkeit sicherzustellen sind digitale Gemeingüter 
wesentlich. Dabei handelt es sich um digitalisierte 
Daten-, Informations- und Wissensgüter, die als nicht 
rivale Ressourcen im Gemeininteresse öffentlich zugäng-
lich gemacht werden – etwa offene Umweltdaten. 
Darüber hinaus gilt es, lokale und kulturelle Wissens-
bestände zu schützen und systematisch in digitale Lern-
inhalte zu überführen, so dass die weltweite Verbreitung 
von Wissen nicht einer Uniformisierung Vorschub 
leistet, sondern Diversität schützt und Eigenart fördert 
(Amsler und Facer, 2017).

Kasten 1
Konzentration datenbezogener UN-Initiativen in 
einer „International Information Union“

Informationen und Daten, ihre Erfassung, Aufbereitung, 
Bereitstellung und Verfügbarkeit sowie ihre Analyse sind im 
Digitalen Zeitalter für alle Lebens- und Arbeitsbereiche 
zentral. Sie sind auf allen Governance-Ebenen ein wesent-
liches Instrument für die Bestimmung und Nachverfolgung 
sowie die Optimierung von Zielpfaden zur Erreichung der 
SDGs. Die UN hat mit ihrem Bericht „Data Revolution for 
Sustainable Development“ die möglichen Rollen von Daten 
und Informationen herausgearbeitet (UN IEAG, 2014). Der 

WBGU empfiehlt, fünf Jahre nach diesem Bericht einen Schritt 
weiter zu gehen und als gemeinsame Initiative von UNDP und 
UNEP eine „International Information Union“ zu etablieren. 
Diese würde der Weltgemeinschaft SDG-relevante Daten mit 
Bezug zu verschiedenen Regionen, auf verschiedenen 
Aggregationsstufen und über mehrere Jahre hinweg als Open 
Data zur Verfügung stellen. Die Art der Daten würde weit über 
die SDG-Indicators-Datenbanken von UNSD und UNdata 
hinausgehen, indem die „International Information Union“ zu-
gleich die notwendigen Prozesse und interoperablen Standards 
etabliert und koordiniert. Dabei sollten besondere Schwer-
punkte der Arbeit auf umweltbezogenen, sozialpolitischen 
und governance-relevanten Daten liegen.
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In der Agenda 2030 wird an unterschiedlichen 
Stellen die Kreislaufwirtschaft als zentraler Ansatz 
für die Transformation zur Nachhaltigkeit hervor-
gehoben, u.  a. in SDG 8 „Menschenwürdige Arbeit und 
Wirtschaftswachstum“, SDG 11 „Nachhaltige Städte 
und Gemeinden“ und SDG 12 „Nachhaltige/r Konsum 
und Produktion“. Der WBGU unterstützt diesen Ansatz 
nachdrücklich und betrachtet den zügigen Übergang von 
linearen Wertschöpfungsketten zu einer möglichst voll-
ständigen Kreislaufwirtschaft als zentralen Baustein der 
Transformation zur Nachhaltigkeit (WBGU, 2016:  25). 
Die u.  a. von der UN geforderte „3R-Strategie“ (reduce, 
reuse, recycle) gilt dafür als eine Leitidee. Der WBGU 
bezieht sich in seinem Gutachten „Unsere gemeinsame 
digitale Zukunft“ in verschiedenen Schauplätzen auf 
die Kreislaufwirtschaft (WBGU, 2019: Kap. 5.2.1, 5.2.2, 
5.2.5). 

Bei diesem Übergang sollte der zweckmäßige Ein-
satz digitaler Datenerfassung und -verarbeitung als 
Teil eines systemischen Ansatzes für ressourcen-
schonende Prozessoptimierung und Produktgestaltung 
geprüft werden. Die Kreislaufwirtschaft wird bislang 
aufgrund von Informationsdefiziten sowie fehlender 
oder falscher politischer Rahmensetzungen und öko-
nomischer Anreize unzulänglich umgesetzt (WBGU, 
2019: Kap. 5.2.5). Eine adäquate politische Förderung 
der Kreislaufwirtschaft sollte die Potenziale der 
Digitalisierung für verbesserte Informationsflüsse 
stärker berücksichtigen. Digitalisierung kann durch 
(Echtzeit-)Bereitstellung der notwendigen – und bis-
her unzureichend verfügbaren – Daten zu Ort, Zustand, 
Verfügbarkeit und Materialzusammensetzung von 
Produkten die Kreislaufwirtschaft maßgeblich stützen 
(EMF, 2016; Wilts und Berg, 2017). Mit Hilfe digitaler 
Instrumente können ökologisch relevante Kenngrößen 
und Zusammenhänge ermittelt und vernetzt werden 
(z. B. Footprints, Stoffkreisläufe). Sie schaffen so die 
Informationsbasis für eine zuverlässige Rückverfolg-
barkeit des Ressourcenverbrauchs und maßgeblicher 

Umweltbelastungen. Digitalisierung bietet damit die 
technischen Voraussetzungen für eine Regulierung, die 
dezidiert Verantwortlichkeiten für solche Belastungen 
und Verbräuche zuweisen kann. 

Digitale Werkzeuge können zudem das Produkt-
design verbessern und so die Kreislaufwirtschaft 
wesentlich erleichtern (z. B. EMF, 2016: 37ff.). Zum Bei-
spiel kann KI eingesetzt werden, um Stoffkreisläufe, 
Produktionsabläufe, Lieferketten, Nutzungskontexte 
und Konsummuster auch in ihren internationalen 
Zusammenhängen besser zu verstehen. So können 
wesentliche Treiber und Muster identifiziert sowie 
Potenziale zur Optimierung bzw. Effizienzsteigerung des 
Ressourceneinsatzes umgesetzt werden.

Nutzerdaten fließen teils heute schon in Design-
prozesse zurück, so dass durch einen zielgerichteten 
Ausbau einer öffentlichen Informationsbasis – der 
Belange des Datenschutzes sowie des Schutzes von 
Privatsphäre adäquat berücksichtigt – künftig mehr 
Produkte frühzeitig auf Nutzerinteressen und Nutzungs-
bedingungen hin optimiert werden können. Voraus-
setzung dafür ist, die entsprechenden Designziele und 
-prinzipien zunächst festzulegen und dann verbindlich 
vorzuschreiben. Digitalisierung erleichtert außerdem 
das passgenaue Zusammenbringen von Angebot und 
Nachfrage, kann so die Wiedernutzungsraten steigern 
und kann zudem Daten für die Produktnachverfolgung 
sowie Austausch-, Verteilungs- und Nutzungsprozesse 
bereitstellen. Beim Abfallmanagement genauso wie 
im Kontext der reversen Logistik, also des Warenver-
sands von Nutzer*innen zurück zum Hersteller oder 
Entsorger, können digitale Lösungen die Prozessnach-
verfolgung verbessern, wie dies bereits in anderen 
Logistikbereichen standardmäßig praktiziert wird 
(WBGU, 2019: Kap. 5.2.5). Bei Abfallmanagement 
und Recycling ermöglicht digital gesteuerte, lern-
fähige Sensorik eine immer präzisere Sortierung; 
Satelliten- und Mobilkommunikation erlauben eine 
(Echtzeit-)Routenoptimierung der Abfallsammlung, und 

Digital gestützte Kreislaufwirt-
schaft weltweit etablieren: Neue 
Perspektiven für nachhaltiges 
Wirtschaften 
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intelligente Abfallbehälter setzen Anreize für korrektere 
Abfalltrennung durch Bürger*innen. Digitale Techno-
logien können somit in vielerlei Hinsicht dazu beitragen, 
Kreislaufoptionen besser zu erkennen, zu koordinieren 
und zu kontrollieren sowie Prozesslücken zu schließen 
(WBGU, 2019: Kap. 5.2.5). 

Die über den HLPF-Prozess angeregten, auf die 
Erfüllung der SDGs ausgerichteten nationalen Politik-
ansätze sollten zum Bereich Kreislaufwirtschaft eine 
systemische und transformative Strategie verfolgen. 
Diese sollte den gesamten Lebenszyklus von Produkten 
und Dienstleistungen in den Blick nehmen und sich – 
wo immer sinnvoll und mit Erfordernissen des Daten-
schutzes vereinbar – digitaler Technologien als Hilfs-
mittel bedienen. Bereits bestehende politische Ansätze 
der EU zur Kreislaufwirtschaft sind hierfür wegweisend, 
sollten aber dezidierter auf den zweckmäßigen Einsatz 
der Digitalisierung hin überprüft und weiterentwickelt 
werden, um auf breiterer internationaler Basis Standards 
zu schaffen. Ergänzend können werbewirksame Zerti-
fikate für digitalisierte Kreislaufwirtschaft (nach dem 
Vorbild des europäischen Umweltmanagement-Labels 
EMAS) oder Präferenzen bei öffentlichen Vergabe-
verfahren Anreize für Unternehmen setzen, ihre 
Anstrengungen in Eigeninitiative zu erhöhen. Unter 
Nutzung digitaler Technologien sollten weltweit 
Prozesse und Infrastrukturen etabliert werden, die eine 
Erfassung von Emissionen und Ressourcenverbräuchen 

in traditionellen Wirtschaftszweigen wie auch der 
Digitalwirtschaft über die gesamte Wertschöpfungskette 
hinweg ermöglichen. 

Auf internationaler Ebene (UN, WTO) sollte eine 
erweiterte Herstellerverantwortung für die Kreis-
laufwirtschaft rechtlich verankert werden. Hersteller 
elektronischer Geräte sollten zu nachhaltigem Produkt-
design verpflichtet werden, das Energieverbrauch, 
Langlebigkeit, Reparaturfähigkeit sowie sachgerechte 
Rücknahme und Verwertung einbezieht. Dazu gehören 
außerdem die Veröffentlichung von Daten und 
Informationen (z. B. Handbücher, Baupläne, Funktions-
weise, Komponenten, Inhaltsstoffe) sowie eine mög-
lichst langfristige Versorgung mit Ersatzteilen und 
Werkzeugen für Reparatur und Recycling. Software 
sollte bereits bei der Entwicklung modular und flexibel 
anpassbar entworfen, ressourcen- und energieeffizient 
konzipiert und von Hardware so weit wie möglich 
abgekoppelt werden, um für alte wie neue Geräte länger 
kompatibel zu sein (WBGU, 2019: Kap. 5.2.5). 

Zahlreiche Maßnahmen können also das digitale 
Momentum für klare Weichenstellungen in Richtung 
einer möglichst vollständigen Kreislaufwirtschaft 
nutzen. Transnationale Initiativen und internationale 
Vereinbarungen aus dem HLPF-Prozess heraus sind 
wirksame Anstöße zur Unterstützung dieser Weichen-
stellungen. 
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Die Digitalisierung bietet auch für die nationale und 
internationale Umwelt- und Nachhaltigkeits-Governance 
Chancen, die weit über bloße Effizienzsteigerungen 
(Wangler und Botthof, 2019) hinausgehen. Starke staat-
liche Institutionen sind selbst eines der Ziele für nach-
haltige Entwicklung (SDG 16), die auf dem HLPF 2019 
im Fokus stehen. Für das Unterziel 16.7, der Sicher-
stellung zugänglicher, inklusiver, partizipatorischer 
und repräsentativer Entscheidungsfindungsprozesse, 
wurden in Open-Government-Ansätzen weltweit 
viele Chancen aufgezeigt (OGP, 2019). So kann 
Digitalisierung Kooperation sowie Informationsflüsse 
und Interaktionsmöglichkeiten vereinfachen – und 
damit auch die nationale und internationale Politik für 
die Transformation zur Nachhaltigkeit verbessern. Im 
Zuge der Digitalisierung besteht die Chance für einen 
Kulturwandel in Institutionen hin zu mehr Transparenz, 
Beteiligung und weltweiter Vernetzung – auch inner-
halb der UN und des HLPF.

Zudem helfen belastbare Daten, die vielfältigen 
Veränderungsprozesse der Transformation zur Nach-
haltigkeit besser zu verstehen und – etwa durch ent-
sprechende Anreizsysteme – zu gestalten. Sie sind 
auch für die Entstehung eines Welt(umwelt)bewusst-
seins von zentraler Bedeutung. Daten zur Luft- und 
Wasserqualität, zur Belastung der Böden und Meere 
oder zum Zustand der Wälder stützen evidenzbasierte 
Entscheidungen in der Politik und können Effekte 
des Verwaltungshandelns transparent machen. Der 
„Data Revolution Report“ der UN hat die Potenziale 
der Digitalisierung in diesem Zusammenhang deutlich 
gemacht, die es jetzt umzusetzen gilt (UN IEAG, 2014). 
Die digitale Verfügbarkeit und Auswertung von Daten 
ermöglicht es, die Folgen politischer Zielsetzungen sowie 
resultierender Programme und Gesetze effizienter und 
präziser zu analysieren und abzuschätzen. So können 
politische Reflexionsprozesse und Überarbeitungen 
von Programmen oder Gesetzen in Gang gesetzt 
werden. Nicht zuletzt sind Daten und ihre wissenschaft-
liche Analyse eine wichtige Basis für evidenzbasierte 
wissenschaftliche Politikberatung, wie beim IPCC oder 
IPBES, die ihrerseits die Öffentlichkeit informieren und 

sensibilisieren sowie Rechtfertigungs- und Handlungs-
druck auf die Politik aufbauen.

Diese Effekte können sich auch über den konkreten 
Gegenstand der veröffentlichten Daten hinaus entfalten. 
Politische Entscheidungsprozesse mittels digitaler 
Instrumente und Anwendungen sichtbarer und zugäng-
licher zu gestalten würde zum einen ganz unmittelbar 
zur Erhöhung der Transparenz von Institutionen bei-
tragen (Unterziel 16.6). Über soziale Medien und andere 
Kanäle kann von Anfang an institutionell angelegte 
Transparenz das Vertrauen in staatliche Einrichtungen 
erhöhen (Song und Lee, 2016; Janssen et al., 2017) und 
so aktuell wahrgenommenen Legitimationskrisen ent-
gegenwirken. Zum anderen kann sich auch die Quali-
tät politischer Prozesse selbst verbessern, wenn über 
die Veröffentlichung von Daten Transparenz hergestellt 
wird, wie die Evaluationsforschung deutlich gemacht 
hat (Stockmann und Meyer, 2016). 

Die Nationalstaaten sollten im Kontext der UN ein 
weltweit abgestimmtes und interoperables System 
einer digitalen SDG-Indikatorik aufbauen, um so die 
Aktualität, Vergleichbarkeit und Überprüfbarkeit digital 
gestützter nationaler und internationaler SDG-Berichte 
zu verbessern. So könnte das Handeln von Staaten 
und politischen Institutionen wie dem HLPF leichter 
von zivilgesellschaftlicher und wissenschaftlicher Seite 
begleitet und überprüft werden. Regionale, digital 
gestützte Bürgerdialoge oder Landplanungsprozesse 
haben hier bereits vielfach innovative Lösungen hervor-
gebracht (Fürst et al., 2010). Daher schlägt der WBGU 
vor, eine „International Information Union“ bei der UN 
zu etablieren (Kasten 1). 

Über die Bereitstellung von Informationen hinaus 
vereinfacht digitale Technik auch die aktive Beteiligung 
an politischen Entscheidungsprozessen und kann so die 
schon lange postulierte Input-Legitimität politischer 
Entscheidungen erhöhen (Scharpf, 1999). Erfahrungen 
gibt es dazu insbesondere im kommunalen Kontext 
(Certomà et al., 2015). Diese Beteiligung kann z.  B. im 
formalen Rahmen eines Bürgerhaushalts ermöglicht 
werden (WBGU, 2016:  115). Auch zivilgesellschaft-
liche Initiativen wie die Bewegung Fridays for 

Nachhaltigkeits-Governance 
modernisieren: Innovations
dynamiken entfesseln 
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Future können mit digitaler Unterstützung größere 
Mobilisierung und Wirkkraft erzielen. Im Zusammen-
spiel erhöhen all diese Transparenzeffekte die Chance 
für Politikkohärenz im Bereich der Nachhaltigkeit, 
d.  h. das erfolgreiche Zusammenspiel politischer Maß-
nahmen auf verschiedensten Feldern zur Erreichung der 
SDGs. Allerdings erfordern alle hier hervorgehobenen 
Potenziale für digital gestützte Nachhaltigkeits-
Governance entsprechende Kompetenzen zur 
Umsetzung. Ohne das nötige Wissen und die nötige 
Ausstattung – sowohl bei öffentlichen Einrichtungen 
als auch bei Individuen – kann der Einsatz digitaler 
Instrumente für Nachhaltigkeits-Governance sein 
Potenzial nicht entfalten oder sogar zur Verschärfung 
existierender Problemlagen wie z.  B. Ungleichheit 
(SDG 10) führen (Bertot et al., 2010; Zhang und Kim, 
2016). Beispielsweise kann ein digital ermöglichter, 
partizipativer Bürgerhaushalt nur dann gerecht sein, 
wenn auch in ärmeren Bevölkerungsgruppen Zugang zu 
der nötigen Technik besteht.

Auch für das HLPF selbst lassen sich diese digitalen 
Potenziale nutzen. Die Verantwortung zur Umsetzung der 
SDGs auf regionaler, nationaler und globaler Ebene liegt 
laut Agenda 2030 primär, aber nicht ausschließlich, bei 
den nationalen Regierungen. So soll die Rechenschaft 
gegenüber Bürger*innen durch systematische Weiter-
verfolgung und Überprüfung auf vielen Ebenen unter-
stützt und gewährleistet werden. Das HLPF übernimmt 
dabei die zentrale Rolle, die Nachverfolgung und Über-
prüfung der Zielerreichung vor allem auf globaler Ebene 
zu überblicken. Die freiwilligen nationalen Reviews im 
Rahmen des jährlichen HLPF sind ein wichtiger Bau-
stein in der Architektur der Agenda 2030, jedoch bisher 
sehr auf den Einzelfall bezogen und schwer vergleich-
bar. So fokussieren die nationalen Reviews und die 
Diskussionen im HLPF aus politischen Gründen häufig 
auf Best Practices, nicht jedoch auf diejenigen SDGs 
und Indikatoren, die im nationalen Kontext noch nicht 

hinreichend umgesetzt sind oder zwischen denen Ziel-
konflikte bestehen (Beisheim, 2018). Nach Ansicht des 
WBGU erfordert die Nachhaltigkeitsagenda ausdrücklich 
einen umfassenden Ansatz und ein damit verbundenes 
transparentes, möglichst einheitliches Reporting. Die 
Prozesse und Formate des HLPF werden im Jahr 2019 
nicht nur offiziell thematisiert, sondern können sich 
auch weiterhin aus diversen Praktiken und Beispielen 
dynamisch weiterentwickeln, neue Standards setzen 
und mittelfristig die Nachhaltigkeits-Governance dauer-
haft verbessern und reformieren (Beisheim, 2018). Mit 
Bezug auf den HLPF-Zyklus 2020–2023 gilt es folgende 
drei Punkte zu verbessern:
1.	 die Wissensbasis (durch Open Sustainability Data 

für die SDG-Umsetzung), 
2.	 die Prozessqualität vor, während und nach dem jähr-

lichen HLPF (durch standardisierte, digital gestützte 
Prozesse mit anschlussfähigen Auswertungs- und 
Analyseschritten) sowie 

3.	 den vielfachen Rechtfertigungsdruck (durch Ana-
lysen und Bezugnahmen auf Schatten- und Parallel-
berichte aus Zivilgesellschaft und Wissenschaft). 

Für die Nutzung der Digitalisierung gibt es somit ein 
wichtiges Gelegenheitsfenster. Die Digitalisierung, 
digitale Instrumente und Anwendungen können in jedem 
dieser Felder wichtige Beiträge leisten. Hierbei sind bei-
spielsweise die Initiativen im Multi-Stakeholder Forum 
on Science, Technology and Innovation for the SDGs 
(UN, 2019; STI Forum 4 SDGs, 2019) ein guter erster 
Schritt, aber noch nicht an einem umfassenden Nach-
haltigkeitsverständnis orientiert. Eine globale Wissen-
schaftskonferenz zur digital gestützten Nachhaltig-
keitstransformation sollte im Vorfeld des vom WBGU 
für 2022 empfohlenen UN-Gipfels „Nachhaltigkeit im 
Digitalen Zeitalter“ (siehe folgendes Kapitel) konkrete 
Vorschläge für die weitere Modernisierung des HLPF 
erarbeiten. Dabei könnten sich Vorreiterallianzen für ein 
Participatory Digital Reporting and Monitoring bilden.
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Die Agenda 2030 und das Pariser Klimaüberein-
kommen müssen Priorität der Staaten- und Welt-
gemeinschaft bleiben. Scheitert ihre Umsetzung, wären 
Ungleichheits-, Umwelt-, Wirtschafts- und Sicherheits-
krisen die Folge. Zugleich schaffen die Umwälzungen, 
die im Zuge der Digitalisierung auf die Gesellschaften 
zukommen (Abb. 1), neue Herausforderungen, die 
bereits jetzt sichtbar werden. Neben Anstrengungen, 
den digitalen Wandel unmittelbar zur Umsetzung der 
Agenda 2030 zu nutzen, sollte die UN bereits jetzt 
über 2030 hinausdenken und einen Prozess beginnen, 

um auch längerfristig Übergänge in ein nachhaltiges 
Digitales Zeitalter der Weltgemeinschaft zu skizzieren. 
Ein solcher Prozess könnte an das High-level Panel on 
Digital Cooperation des UN-Generalsekretärs sowie ent-
stehende Initiativen von UNDP, UN-Habitat und UNEP 
anknüpfen – beispielsweise die Digital Financing Task 
Force of the SDGs oder die Digital Strategy des UNDP.

Der WBGU schlägt vor, im Jahr 2022 – also 30 Jahre 
nach dem Erdgipfel von Rio de Janeiro – eine UN-Welt-
konferenz zu „Nachhaltigkeit im Digitalen Zeitalter“ 
auszurichten, welche die Zukunft menschlicher Ent-

Nachhaltigkeitspolitik über 2030 
hinaus: Charta und Weltgipfel für 
nachhaltige Entwicklung im 
Digitalen Zeitalter 

Kasten 2
„Unsere gemeinsame digitale Zukunft“ – Entwurf 
einer Charta für ein nachhaltiges digitales 
Zeitalter 

Präambel
Im Bewusstsein der Verantwortung aller Gesellschaften für 
unsere gemeinsame digitale Zukunft,

im Bewusstsein der Dringlichkeit für entschiedenes Han-
deln zur Begrenzung des anthropogenen Klimawandels und 
zur Bewahrung der natürlichen Lebensgrundlagen sowie im 
Bewusstsein der Verantwortung des Menschen im Anthropo-
zän als neue erdgeschichtliche Epoche,

im Bestreben, auf eine humanistische Vision für eine ver-
netzte Weltgesellschaft des Digitalen Zeitalters hinzuwirken, 
in der sich zivilisatorische und menschliche Potenziale voll 
entfalten,

in Anerkennung der Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte, des Berichts der Weltkommission für Umwelt und Ent-
wicklung, der Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt 
und Entwicklung, des Basler Übereinkommens über die Kon-
trolle der grenzüberschreitenden Verbringung gefährlicher 
Abfälle und ihrer Entsorgung, des durch die Vereinten Natio-
nen gesponserten Weltgipfels zur Informationsgesellschaft, 
der Agenda 2030 der Vereinten Nationen mit den Zielen für 
nachhaltige Entwicklung, des Übereinkommens von Paris 
sowie entsprechender Prozesse informeller Initiativen,

erkennen die Unterzeichnenden die folgenden Ziele, 
Grundsätze, Freiheiten, Rechte und Pflichten an und bekennen 
sich zu ihrer Umsetzung. 

Ziele und Grundsätze
1.	 Die Würde des Menschen ist auch im digitalen Raum unan-

tastbar. Alle Menschen haben das Recht auf digitale Iden-
tität, Souveränität, Datenschutz und Privatsphäre. Dazu 
gehören auch das Recht, sich der Digitalisierung im Pri-
vaten zu entziehen, sowie das Recht, informiert zu wer-
den, wenn ein Interaktionspartner kein Mensch, sondern 
ein technisches System ist.

2.	 Die Entwicklung digitaler Technologien und digitalisierter 
Infrastrukturen wird stets so ausgerichtet, dass die natür-
lichen Lebensgrundlagen bewahrt bleiben. Die planetari-
schen Leitplanken müssen eingehalten, globale und lokale 
Umweltprobleme müssen vermieden werden. Verursa-
cher-, Kooperations-, Integrations- und Vorsorgeprinzip 
sind als Leitprinzipien zu beachten.

3.	 Die Entwicklung digitalisierter Infrastrukturen wird stets 
so ausgerichtet, dass sie allen Menschen zugänglich ist und 
die gleichen Chancen eröffnet, sich gesellschaftlich ein-
zubringen und zu verwirklichen. Für die zugrundeliegen-
den Technologien wie Mikroelektronik, Tele- und Daten-
kommunikationsnetze, Datenverarbeitung und künstli-
che Intelligenz sollen Informationen über die prinzipielle 
Funktionsweise weltweit für alle zugänglich sein. 

4.	 Die Rechte des Einzelnen zum Schutz der individuellen 
Entfaltungsfreiheit im digitalen Raum werden gewährleis-
tet. Dazu gehören informationelle Selbstbestimmung, der 
Schutz der Meinungsfreiheit und der digitalen Identität 
sowie der Schutz von Minderheiten und vor Diskriminie-
rung. Alle Menschen haben grundsätzlich das Recht, die 
über sie gespeicherten Daten einzusehen, zu korrigieren, 
über ihre Nutzung zu bestimmen und sie löschen zu las-
sen. Diese Rechte sind einklagbar.
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Entwicklung im Digitalen Zeitalter braucht zudem einen 
normativen Bezugspunkt, der auf dem UN-Gipfel 2022 
in Form einer internationalen Charta für ein nach-
haltiges Digitales Zeitalter vereinbart werden sollte. 
Der WBGU hat den Entwurf einer solchen Charta ent-
wickelt, der Ausgangspunkte für einen solchen Welt-
gipfel skizziert, an die Agenda 2030 und die Erklärung 
der Menschenrechte anknüpft und zugleich über sie 
hinausgeht (Kasten 2; WBGU, 2019: Kap.  9). Die 
Charta soll als Prinzipien-, Ziel- und Normensystem 
für die internationale Staatengemeinschaft dienen und 
digitalen Wandel mit der nötigen globalen Nachhaltig-
keitsperspektive verknüpfen. Sie formuliert Ziele und 
Grundsätze zum Schutz der Menschenwürde, der natür-
lichen Lebensgrundlagen, der Teilhabe und des Zugangs 
zu digitalen und digitalisierten Infrastrukturen und 
Technologien sowie der individuellen und kollektiven 

wicklung und des Planeten im 21. Jahrhundert in den 
Blick nimmt. Es ist übergreifend wichtig, eine stärkere 
institutionelle Verankerung des Themas Digitalisierung 
und Nachhaltigkeit im UN-System sicherzustellen. Zur 
Einbettung in Arbeits- und Strategiebildungsprozesse 
kommt ein UN-Mechanismus zur systemweiten 
Koordination in Betracht („UN Digitalization“ analog zu 
UN Energy). Die verhandlungstechnisch aufwändigste, 
aber potenziell durchsetzungsfähigste Option wäre die 
Aushandlung einer „UN-Rahmenkonvention für digitale 
Nachhaltigkeit und nachhaltige Digitalisierung“. Zudem 
sollte in regelmäßigen Sachstandsberichten der wissen-
schaftliche Erkenntnisstand zu allen nachhaltigkeits-
relevanten Aspekten der digitalen Transformation auf-
gearbeitet werden. Dafür sollte ein Gremium, ähnlich 
IPCC oder IPBES, eingerichtet werden. 

Der institutionelle Rahmen für globale nachhaltige 

Digitalisierung im Sinne der Nachhaltigkeitsziele
5.	 Die Potenziale der Digitalisierung sollen weltweit für die 

Erreichung der Ziele für nachhaltige Entwicklung (Agenda 
2030 und darüber hinaus) genutzt werden. In gesellschaft-
lichen Entscheidungen, die die Ziele für nachhaltige Ent-
wicklung betreffen, sollen Lösungen auf Basis digitaler 
Technik erwogen werden.

6.	 Bei der Entwicklung digitaler Technologien und digitali-
sierter Infrastrukturen werden stets die ökologischen und 
sozialen Auswirkungen berücksichtigt. Die planetarischen 
Leitplanken müssen eingehalten werden.

7.	 Die Digitalisierung wird gezielt für das Monitoring der 
UN-Nachhaltigkeitsziele und so die Absicherung von sozi-
alen und ökologischen Standards eingesetzt.

8.	 Alle Staaten tragen zur Entwicklung digitaler Gemeingüter 
zum Kultur- und Naturerbe und zum weltweiten Wissens-
stand bei und gewährleisten deren Absicherung und allge-
meine Zugänglichkeit über Generationengrenzen hinweg. 

Systemrisiken vermeiden
9.	 Alle Staaten und Unternehmen wirken aktiv auf die Mini-

mierung von Risiken für kritische Infrastrukturen hin. Sie 
sind verpflichtet, sich gegenseitig über Fehler und Sicher-
heitslücken zu informieren und für deren Behebung zu 
sorgen. Die Verantwortlichkeit für Schadensfälle wird stets 
klar definiert.

10.	Der Einsatz digitaler Technologie verpflichtet. Sein 
Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit die-
nen. Digitale Lösungen dürfen nicht dazu benutzt werden, 
Menschen zu unterdrücken, anlasslos zu überwachen oder 
soziale Kontrolle auszuüben.

11.	Alle Staaten haben die Pflicht, Betroffene bei der Anpas-
sung an die durch die Digitalisierung hervorgerufenen 
arbeitsweltlichen Umwälzungen im Sinne der oben defi-
nierten Grundsätze in angemessener Weise zu unterstüt-
zen.

12.	Die Entscheidungssouveränität des Menschen beim Einsatz 
künstlicher Intelligenz und algorithmenbasierter Automa-
tismen in gesellschaftlichen Entscheidungsfindungspro-
zessen wird gewährleistet. Der Mensch behält das Letzt-
entscheidungsrecht. Automatisierte Entscheidungsfin-
dung und -unterstützung erfolgt stets nachvollziehbar, 
nur in klar definiertem Rahmen und unter Wahrung einer 

Korrekturmöglichkeit. Die Verantwortlichkeit für automa-
tisierte Entscheidungsfindung und -unterstützung wird 
stets klar definiert.

13.	Alle Staaten haben die Pflicht, das Recht des Einzelnen 
auf Eigenart und Unvollkommenheit zu bewahren. Gesell-
schaftlichem Druck zur Optimierung des menschlichen 
Körpers durch Technik muss entgegengewirkt werden. Alle 
Staaten vereinbaren auf multilateraler Ebene hierzu ver-
bindliche Regeln und ethische Leitlinien.

14.	Cyber-Angriffe unterliegen den Genfer Konventionen zu 
kriegerischen Auseinandersetzungen und ihren Zusatzpro-
tokollen, die um Angriffe auf kritische Infrastrukturen zu 
ergänzen sind. Der Einsatz vollautomatisierter autonomer 
Waffensysteme ist verboten. Der Schutz der Zivilbevölke-
rung hat höchste Priorität. 

Auf prozedurale Herausforderungen vorbereiten
15.	Alle Staaten und Unternehmen entwickeln ethische Leit-

linien für die Konzeption, Entwicklung und Anwendung 
von digitalen Technologien und Lösungen im Hinblick 
auf die Menschenwürde und die Nachhaltigkeitsziele und 
schaffen die notwendigen rechtlichen und organisatori-
schen Rahmenbedingungen für deren Umsetzung. 

16.	Alle Staaten schaffen Institutionen, die über den Einsatz 
von digitalen Technologien beraten, wenn sie die Men-
schenwürde, die natürlichen Lebensgrundlagen, die Teil-
habe aller Menschen oder die Eigenart des Einzelnen 
unmittelbar betreffen. Alle Staaten schaffen die Voraus-
setzungen, dass sich die Zivilgesellschaft frühzeitig an die-
sen Prozessen beteiligen kann.

17.	Alle Staaten befähigen ihre Bürger*innen durch technolo-
gieorientierte Zukunftsbildung dazu, an der Nutzung digi-
taler Technik teilzuhaben und ein globales Verantwor-
tungsbewusstsein und ein holistisches Verständnis ihrer 
Handlungsoptionen im Digitalen Zeitalter zu entwickeln 
und zukünftige Entwicklungen digitaler Technologien und 
digitalisierter Infrastrukturen aktiv mitzugestalten. Dies 
bezieht insbesondere die Bildung für nachhaltige Entwick-
lung ein.

18.	Alle Staaten kooperieren auf multilateraler Ebene im Sinne 
der in dieser Charta vereinbarten Ziele und Verpflichtungen. 

Quelle: WBGU, 2019: Kap. 9 
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Entfaltungsfreiheit im Digitalen Zeitalter. Auf dieser 
Basis konkretisiert die Charta Handlungsleitlinien, die 
von der Weltgemeinschaft mit Blick auf die Heraus-
forderungen des Digitalen Zeitalters aufgestellt werden 
sollten. 

Dazu enthält die Charta drei Kernelemente 
(Kasten 2): So sollen erstens Digitalisierung im Sinne 
der Agenda 2030 gestaltet und digitale Technik zur 
Erreichung der SDGs genutzt werden. Zweitens sollten 
über die Agenda 2030 hinaus Systemrisiken (Kasten 3) 
vermieden werden, indem insbesondere Bürger- und 
Menschenrechte geschützt, das Gemeinwohl gefördert 

und Entscheidungssouveränität gewährleistet werden. 
Drittens müssen sich Gesellschaften prozedural auf 
zukünftige Herausforderungen vorbereiten, indem sie 
u.  a. ethische Leitlinien vereinbaren sowie zukunfts-
orientierte Forschung und Bildung sicherstellen.

Der WBGU wird zum Anlass des SDG-Gipfels im 
September 2019 die Charta präsentieren und gleich-
zeitig die Möglichkeit schaffen, diese zu kommentieren 
(abrufbar unter www.wbgu.de/charta). So soll eine 
weltweite Diskussion über die Transformation zur Nach-
haltigkeit im Digitalen Zeitalter angeregt werden. 

Kasten 3
Systemrisiken im Digitalen Zeitalter vermeiden 

Um die Potenziale der Digitalisierung heben zu können, muss 
man sich der möglichen Systemrisiken im Digitalen Zeitalter 
bewusst sein. Digitale Systemrisiken sind denkbare großskalige 
Veränderungen in unseren Gesellschaften, die jeweils für sich 
genommen bereits Destabilisierungen unserer Gesellschaften 
auslösen könnten. Domino- und kumulative Verstärkereffekte 
würden sich entsprechend breitenwirksam multiplizieren. 

Manche dieser Gefährdungen sind unumstritten (z.  B. Dis-
ruptionen auf den Arbeitsmärkten), die Größenordnung der 
Veränderungen ist jedoch offen. Die Eintrittswahrscheinlich-
keiten anderer Systemrisiken sind signifikant (z.  B. Überschrei-
tung planetarischer Leitplanken, digitaler Autoritarismus, wei-
terer Machtzuwachs großer Digitalunternehmen), während 
andere Eintrittswahrscheinlichkeiten aus heutiger Sicht eher 
niedrig sind (z.  B. Akzeptanz von Human Enhancement zur 
Schaffung eines optimierten Homo sapiens). Doch auch letz-
tere Systemrisiken sind nicht zu vernachlässigen, denn würde 
der Schadensfall eintreten, hätten sie umfassende Auswirkun-
gen auf die Zukunft der Zivilisation. Der WBGU identifiziert 
Systemrisiken im Digitalen Zeitalter wie die folgenden:

>> Überschreitung planetarischer Leitplanken durch digital ge-
triebene, ressourcen- und emissionsintensive Wachstums
muster.

>> Entmachtung des Individuums, Gefährdung der Privatheit 
und Unterminierung digitalisierter Öffentlichkeiten durch 

digital ermächtigten Autoritarismus bzw. Totalitarismus.
>> Unterminierung von Demokratie und Deliberation durch 

normativ und institutionell nicht eingebettete automatisier-
te Entscheidungsunterstützung oder -findung.

>> Dominanz von Unternehmen, die sich staatlicher Kontrolle 
entziehen, angetrieben durch weitere datenbasierte Macht-
konzentration.

>> Disruption der Arbeitsmärkte durch umfassende Automa-
tisierung datengetriebener Tätigkeiten und Gefahr zuneh-
mender „Irrelevanz der menschlichen Arbeitskraft“ für die 
Wirtschaft.

>> Vertiefte Spaltung der Weltgesellschaft durch eingeschränk-
ten Zugang und Nutzung digitaler Potenziale hauptsächlich 
durch wohlhabende Minderheiten der Weltgesellschaft.

>> Missbrauch der Technisierung des Menschen auf Grundla-
ge von Human-Enhancement-Philosophien und Methoden.

Es ist zudem wichtig, sich zu vergegenwärtigen, dass die 
digitalen Umwälzungen auf Gesellschaften treffen, die bereits 
durch Globalisierung, den Aufstieg neuer Mächte, Flucht-
bewegungen und autoritäre Populismen verunsichert sind. Die 
Bugwellen der Digitalisierung treffen zusammen mit der 
aktuellen Krise Europas und des Westens sowie mit Frontalan-
griffen gegen eine kooperations- und regelbasierte multi-
laterale Weltordnung. Die Systemrisiken des Digitalen Zeit-
alters könnten sich mit den bereits existierenden Fliehkräften 
in vielen Gesellschaften verschränken und diese verstärken.  
 
Quelle: WBGU, 2019: Kap. 9
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Das digitale Momentum kann einen signifikanten Beitrag 
für die Transformation zur Nachhaltigkeit leisten und die 
Erreichung der SDGs wesentlich unterstützen. Digitale 
Lösungen können die umweltschonende und nachhaltige 
Versorgung der Weltbevölkerung mit Nahrung und 
erneuerbaren Energien erleichtern. Intelligentes Design, 
Langlebigkeit, Reparierbarkeit und Recyclingfähigkeit von 
Produkten in einer digital gestützten Kreislaufwirtschaft 
können den Ressourcenbedarf reduzieren. Individuen 
können sich unter Nutzung digitaler Gemeingüter weiter-
bilden und ein Bewusstsein für die Verantwortung für 
übergreifende Nachhaltigkeits- und Menschheitsfragen 
entwickeln. Polyzentrische Netzwerke, basierend auf 
einer Kultur globaler Kooperation und als Grundlage einer 
Global Governance, können zunehmend nachhaltigkeits-
orientierte soziale Plattformen nutzen. Die internationale 
Nachhaltigkeitspolitik könnte Prinzipien des Open 
Government folgen und demokratische Partizipation 
verbessern.

Das Heben dieser Potenziale ist allerdings kein Selbst
läufer. Unter Berücksichtigung der Chancen und Risiken 

der Digitalisierung in ausgewählten Feldern gibt der 
WBGU mit diesem Politikpapier vier Impulse zur Nutzung 
des digitalen Momentums für (1) die Entwicklung eines 
globalen Welt(umwelt)bewusstseins, (2) die Etablierung 
einer global vernetzten, digital gestützten Kreislauf-
wirtschaft, (3) die Modernisierung der Nachhaltigkeits-
Governance und (4) zur Fortschreibung der Nachhaltig-
keitspolitik im Digitalen Zeitalter über 2030 hinaus. 

Die Umsetzung dieser Vorschläge kann wesentliche 
Anstöße zur globalen Nachhaltigkeitspolitik geben: Es 
geht um die Weiterentwicklung unserer Zivilisation auf 
einem endlichen Planeten im digitalen Anthropozän. 
Der WBGU möchte damit Impulse für jetzt dringend 
anstehende inter- und transnationale Initiativen geben. 
Denn spätestens der vom WBGU vorgeschlagene 
UN-Gipfel 2022 sollte – 30 Jahre nach dem Erdgipfel 
von Rio de Janeiro – wesentliche Weichenstellungen für 
ein nachhaltiges Digitales Zeitalter vereinbaren.

Politikpapier Nr. 10 Digitales Momentum Juni 2019 Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung  
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